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Chaos bei den Einbürgerungen Seite 2
Der unsinnige Bundesgerichtsentscheid über die Einbürgerungen hat ein politisches Chaos angerichtet.

Keine staatliche Mutterschaftsversicherung   Seite 7
Ein weiterer Ausbau des Sozialstaates ist in der heutigen Zeit nicht verantwortbar.

Handlungsbedarf!
Seit Jahren macht die SVP Druck in der Asylpolitik. Dank der Asylinitiative konnten
nun einige Verbesserungen beim Asylgesetz erzielt werden. Trotzdem: Von einer
brauchbaren Lösung sind wir nach wie vor weit entfernt! Seiten 2, 8, 9

Missbrauch des Verbandsbeschwerderechts Seite 3
Die linken Umweltverbände nutzen ihre mächtige Stellung immer schamloser aus.
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Chaos bei den Einbürgerungen

Asyl- und Ausländerpolitik2

Kantonsrat Ernst Meyer,
Andelfingen (ZH)

Seither herrscht bei den Ein-
bürgerungen politisches Cha-
os. Denn einerseits hat sich
das Bundesgericht zwar ange-
masst, ein bisheriges, jahr-
zehntelang bewährtes Verfah-
ren zu verbieten. Anderseits
fehlt dem Bundesgericht jedes
Recht, ein neues, aus seiner
Sicht gültiges Verfahren anzu-
ordnen. Schliesslich ist die
Gesetzgebung in der Schweiz
Sache des Parlaments und des
Souveräns – und sicher nicht
des Bundesgerichts. Und so-
wohl der Ständerat als auch
die vorberatende Kommission
des Nationalrats haben ein
Beschwerderecht gegen nega-
tive Einbürgerungsentscheide
inzwischen abgelehnt. Es
herrscht buchstäblich ein
rechtloser Zustand.

Das
geltende Recht

Einigen Instanzen scheint das
zu gefallen. Auch dem zustän-
digen Zürcher Regierungsrat
– Justizdirektor Markus Not-
ter. Er mischt sich unverfro-
ren ein in Einbürgerungs-
verfahren von Gemeinden.
Obwohl er dazu rein gar nichts
zu sagen hätte. Die Kantone
haben – nach gültigem Recht
– einzig festzustellen, ob die
äusseren Voraussetzungen er-
füllt sind, wenn sich jemand
um die Einbürgerung bewirbt.
Das Verfahren und der Ent-
scheid sind – gemäss gelten-
der Verfassungsordnung – ein-
zig und allein Sache der Ge-
meinden. Niemand hat das

Mitte letzten Jahren hat das Bundesgericht – sozusagen aus heite-
rem Himmel – die Urnenabstimmung über Einbürgerungen verbo-
ten. Weil das Ja oder das Nein an der Urne nicht begründet werden
müsse. Und wo keine Begründung sei, habe der Betroffene keine
Möglichkeit für einen Rekurs. So argumentierte das Bundesgericht.

Recht, den Gemeinden drein-
zureden – weder der Regie-
rungsrat noch das Oberge-
richt noch irgend welche eid-
genössische Behörde.

Das Recht einzubürgern ist
ein Recht, das eindeutig und
allein den Gemeinden vorbe-
halten ist. Das massive Drän-
gen der Zürcher Regierung,
jetzt, allein auf das umstritte-
ne Bundesgerichtsurteil ge-
stützt, möglichst rasch und
möglichst viele einzubürgern,

ist schlicht und einfach rechts-
widrig. Gut, dass es zahlreiche
Gemeinden gibt, die sich
diesem regierungsrätlichen
Drängen widersetzen.

Wie weiter?

Wie weiter, muss man ange-
sichts des sich ausbreitenden
Durcheinanders fragen. Die
Gemeinden sind wohl gut be-
raten, vorerst grosse Zurück-
haltung zu üben, also nur sol-
che Einbürgerungsverfahren
einzuleiten, die absehbar un-
bestritten sind. Der Ständerat
hat, wie erwähnt, ein Be-
schwerderecht gegen negative
Einbürgerungsentscheide

bereits deutlich abgelehnt.
Und auch in der vorberaten-
den Kommission des Natio-
nalrats resultierte ein Nein zu
diesem Beschwerderecht.

SVP
Volksinititive

Am wichtigsten: Ende Mai
startet die SVP ihre Eidgenös-
sische Volksinitiative, welche
dann in der Verfassung veran-
kert, dass die Erteilung des
Bürgerrechts allein Gemein-
de-Angelegenheit ist, dass die
Gemeinde allein entscheidet,
welches Organ nach welchem
Verfahren Einbürgerungs-
entscheide fällt – wobei sich
die Gemeinde auch für die
Urnenabstimmung entschei-
den kann. Wie immer aber das
Verfahren gewählt wird: Der
Entscheid in der Gemeinde ist
– wie jeder demokratische
Entscheid des Souveräns – ein
endgültiger Entscheid. Rekur-
se dagegen sind ausgeschlos-
sen.

Es ist dank dieser Initiative,
dass das Volk geordnete,
verfassungsmässige Zustände
wieder einführen kann, nach-
dem das unüberlegte Bundes-
gerichtsurteil, das sich auf kei-
ne Verfassungsgrundlage stüt-
zen kann, ein eigentliches
Chaos bei den Einbürgerun-
gen bewirkt hat.

Unsinniger Entscheid des Bundesgerichts: Urnenabstimmungen über
Einbürgerungen sind verboten!

Engadiner-Ferienhaus zu vermieten
5 1/2 - Zimmer, ruhige und sonnige Lage
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 Verbandsbeschwerde 3

Schwerer Missbrauch beim
Verbandsbeschwerderecht!
Das Verbandsbeschwerderecht wird seit Jahren kontrovers
diskutiert. In den letzten Wochen hat sich jedoch die Diskussion
über die Notwendigkeit dieses Rechtsmittels zugespitzt. Im
Zusammenhang mit der Verbandsbeschwerde gegen das geplante
Stadion in Zürich wurde die Macht der Umweltverbände endlich
auch einer grösseren Öffentlichkeit bewusst.
Gemäss einer in der Presse
publizierten Liste sind gegen-
wärtig alleine im Detailhandel
Projekte von 2,3 Milliarden
Franken durch Verbands-
beschwerden blockiert. Ins-
gesamt werden in der ganzen
Schweiz Bauprojekte in der
Grössenordnung von  20-25
Milliarden Franken wegen
hängigen Verbandsbeschwer-
den verzögert oder verhindert.
Damit können Investitionen,
auf welche die Wirtschaft
dringend angewiesen wäre,
nicht realisiert werden. Damit
wird auch die Erhaltung be-
stehender und die Schaffung
neuer Arbeitsplätze verun-
möglicht.

Selbstverständlich sind bei
einem Bauvorhaben die ge-
setzlichen Grundlagen zu re-
spektieren. Für die Überprü-
fung sind die zuständigen Be-
hörden verantwortlich. Für
die beteiligten Parteien, Nach-
barn und Direktbetroffenen
steht eine Reihe von Ein-
sprachemöglichkeiten offen.
Seit einigen Jahren sind zu-
sätzlich auch Umweltschutz-
verbände berechtigt, in einer
Vielzahl von Bauvorhaben
Rekurse einzureichen. Dieses
Rechtsmittel wird heute aber
ganz klar missbraucht.

Es kann nicht sein, dass Ver-
bandssekretärInnen namens
ihrer Organisationen prak-
tisch im Alleingang Milliar-
denprojekte verhindern, ver-
teuern oder um Jahre verzö-
gern können. Es kann nicht
sein, dass Bauherren gezwun-
gen werden, Kompromisse
und Abstriche am Projekt vor-
zunehmen, nur um einer Ver-

bandsbeschwerde zu entge-
hen.

Geldforderungen
vom VCS

Es kann auch ganz sicher
nicht sein, dass Bauherren zB
an den VCS grosse Geld-
beträge zahlen müssen, damit
diese auf einen Rekurs ver-
zichten oder einen Rekurs
zurückziehen.  Gemäss Pres-
seberichten werden Bauher-
ren gezwungen,  Aufwand-
entschädigungen, Kompen-
sationszahlungen und Kon-
ventionalstrafen an den VCS
zu zahlen. Bauherren werden
also gezwungen, ihre Gegner
noch zu finanzieren. Wenn es
den Umweltschutzverbänden
tatsächlich nur um die Um-
welt geht, können auch Geld-
zahlungen nicht helfen. Die-
ses Geld hilft nicht der Um-
welt, wohl aber den Verbands-
kassen. Gemäss „ NZZ am
Sonntag“ vom 9. Mai 2004
forderte der VCS beispiels-
weise beim Grossprojekt
Eurogate in Zürich von den
Bauherren Zahlungen in Mil-
lionenhöhe für Tram-Projek-
te.

Es kann auch nicht sein, dass
Bauherren vor der Einrei-
chung eines Baugesuches
beim VCS über die Grösse
und Umfang eines Projektes
verhandeln müssen.

Bauherren wer-
den erpressbar

Investoren sind darauf ange-
wiesen, dass sie ein Projekt

innert nützlicher Frist realisie-
ren können. Sie müssen sich
diesbezüglich auch auf eine
gewisse Rechtssicherheit ver-
lassen können. Bei einem Re-
kurs, welcher durch alle In-
stanzen bis ans Bundesgericht
weitergezogen wird, müssen
sie mit Verzögerungen ihres
Projektes um Jahre rechnen.
Stehen bereits getätigte Inves-
titionen auf dem Spiel ist die
Versuchung leider gross, das
Projekt zu reduzieren oder
Geld zu zahlen, nur um innert
nützlicher Frist Bauen zu
können. Damit werden Bau-
herren erpressbar und die
Umweltverbände nützen die-
se Tatsache offensichtlich aus.

Leuenberger
unterstützt

Umweltverbände

Anstatt die offensichtlichen
Missbräuche zu verhindern,
unterstützt das Departement
Leuenberger ausdrücklich die
Tätigkeit der Umweltverbän-
de. In einer kürzlich veröf-
fentlichten Medienmitteilung
schreibt das BUWAL: „Das
Verbandsbeschwerderecht
unterstützt kostengünstig und
effizient die richtige Anwen-
dung des Umweltrechts.“ Im
gleichen Artikel listet das
BUWAL 14 Verhandlungs-
empfehlungen für den Um-
gang mit dem Verbandsbe-
schwerderecht auf. Umwelt-
verbände werden damit zu
„Oberbehörden“ für Bau-
willige und Investoren.

Das Verbandsbeschwerde-
recht verhindert oder verzö-

gert dringend notwendige In-
vestitionen. Gleichzeitig füh-
ren die langwierigen, teilweise
jahrelangen Rechtsmittel-
verfahren dazu, dass sich ein
Bauherr einen Baurekurs
praktisch nicht leisten kann
und damit gegen seinen Wil-
len zu Kompromissen ge-
zwungen wird.  Um das in der
Zukunft zu verhindern, sind
endlich die Bewilligungs- und
Rechtsmittelverfahren zu
straffen und zu verkürzen.

Sodann ist es Aufgabe der de-
mokratisch gewählten Behör-
den, die vorhandenen Geset-
ze und Verordnungen anzu-
wenden und durchzusetzen.
Verbände oder Verbandsse-
kretariate, welche sich als Be-
hörden aufspielen und Geld
in die eigene Kasse abzwei-
gen, brauchen wir nicht.

Am Anfang jeder
starken Werbung
steht das Inserat!

Inseratetarif 2004
auf www.svp.ch

Nationalrat Hans Rutschmann,
Rafz (ZH)
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Bundesrat4

Der Geist der VDer Geist der VDer Geist der Verfassungerfassung
und die Ungeduld der Parteienund die Ungeduld der Parteienund die Ungeduld der Parteien

Bundesrat Samuel Schmid

Die Schweiz ist das Land des reiflichen Überlegens.  Das hat gewiss seine Nachteile, aber
doch nicht nur Nachteile! Die Verfassung will nämlich dieses reifliche Überlegen und den
Einbezug der verschiedenen Standpunkte; genau das ist der Sinn des Vernehmlassungs-
verfahrens: „Die Kantone, die politischen Parteien und die interessierten Kreise werden
bei der Vorbereitung wichtiger Erlasse und anderer Vorhaben von grosser Tragweite sowie
bei wichtigen völkerrechtlichen Verträgen zur Stellungnahme eingeladen.“ (Artikel 148)

Das institutionelle Erdauern politischer Ergebnisse (wozu neben dem Vernehmlassungs-
verfahren auch die parlamentarischen Beratungen, die Mediendiskussionen und in der Re-
gel die Volksabstimmung gehören) hat uns bisher vor erheblichem Schaden bewahrt. Wenn
man heute oft hört, die Schweiz habe an Standortvorsprung eingebüsst, so ist dies mit der

allerdings wichtigen Ausnahme der Staatsfinanzen nicht der Fall, weil wir schlechter geworden sind, sondern, weil die
anderen Länder aufgeholt haben. Früher wurde in England gestreikt und in der Schweiz nicht, heute wird weder in Eng-
land noch in der Schweiz gestreikt. Früher hatte England Devisenbewirtschaftung und die Schweiz nicht, heute haben
beide Länder keine Devisenbewirtschaftung. Früher (aber noch tief im vorletzten Jahrhundert) gab es in der Schweiz
Volksabstimmungen und in Kalifornien nicht. Seit deutlich über 100 Jahren gibt es in Kalifornien Volksabstimmungen wie
in der Schweiz. Die Reihe liesse sich fortsetzen. Es ist ein gefährlicher Trugschluss, Bewährtes aufzugeben, weil andere es
kopiert haben! Eher das Gegenteil wäre angezeigt, Stolz darauf, als Modell gedient zu haben.

Welche Rolle bleibt da den Parteien? Auch sie haben ihren Verfassungsauftrag zu erfüllen: „Die politischen Parteien
wirken an der Meinungs- und Willensbildung des Volkes mit.“ (Artikel 137) Diese Mitwirkung hat sich, wie die Tätigkeit
aller Einrichtungen, welche die Verfassung kennt, vor allem anderen an der Freiheit und den Rechten des Volkes, an der
Unabhängigkeit und Sicherheit des Landes auszurichten. (Artikel 2) Wenn nun die Parteien in der Verfolgung dieser Ziele
ihren Überzeugungen ungeduldig Ausdruck verleihen, ist das nicht nur verständlich, sondern erwünscht! Es ist nicht die
Aufgabe der Parteien, das Ergebnis des politischen Prozesses vorwegzunehmen, sondern dazu beizutragen. Standpunkte
sind deshalb klar, wenn nötig auch leidenschaftlich und ungeduldig zu vertreten. Dass diese legitime und notwendige
Parteiaktivität allerdings mit der Bereitschaft gepaart sein muss, das Ergebnis des politischen Prozesses am Ende auch
dann zu akzeptieren, wenn es den eigenen Überzeugungen ganz oder teilweise widerstreitet, versteht sich. Genau das
fordern wir ja von unseren jeweiligen politischen Gegnern auch. Ob diese Bereitschaft, demokratische Resultate zu akzep-
tieren, heute noch in einem für den langfristigen Fortbestand der Eidgenossenschaft genügenden Ausmass vorhanden ist,
ist eine Frage, die wir wohl alle für uns selbst beantworten müssen. Es könnte sich, je nach Antwort, vielleicht danach als
nützlich erweisen, an der politischen Kultur unseres Vaterlandes zu arbeiten. Wie die Heimat selbst haben wir auch die
funktionierende Demokratie nur einmal. Tragen wir ihr entsprechend Sorge!
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Kohäsionszahlungen kommen nicht in Frage!
(SVP) Die SVP lehnt die vom Bundesrat beschlossenen Kohä-
sionszahlungen von jährlich 200 Millionen Franken während
den nächsten 5 Jahren ab. Die EU hat ihr kostspieliges System
selbst errichtet und hat dieses auch selbst zu finanzieren.

Aufgrund des wirtschaftlich
und sozial tieferen Niveaus
der 10 neuen EU-Staaten wird
an diese sehr viel Strukturhilfe
fliessen müssen. Dazu braucht
die EU Geld, das sie bzw. die
bisherigen Mitgliedstaaten in-
des nicht haben. Deshalb hat
die EU-Kommission auch ge-
genüber der Schweiz eine For-
derung zu Kohäsionszahlun-
gen angemeldet. Die Schweiz
– so die Begründung der EU –
generiere durch die Osterwei-

terung und dem ausgedehnten
Freizügigkeitsabkommen ein
Wirtschaftswachstum, wes-
halb ein Beitrag von Seiten
der Schweiz gerechtfertigt sei.

Brüssel scheint daraus eine
Bedingung zum erfolgreichen
Abschluss der Bilateralen Ver-
träge zu machen. Noch bevor
die EU mit einer konkreten
Forderung an die Schweiz ge-
langt ist und ohne die Aussen-
politische Kommission zu die-

sem Thema konsultiert zu ha-
ben, hat deshalb der Bundes-
rat heute bekannt gegeben,
dass die Schweiz bereit sei,
jährlich 200 Millionen Fran-
ken zu zahlen. So erhofft sich
der Bundesrat, die EU in Be-
zug auf Schengen milde zu
stimmen.

Laut Bundesrat erfolgt die Fi-
nanzierung vollständig durch
Kompensation innerhalb des
bestehenden Budgets, doch
würden detailliertere Fragen
der Finanzierung und der
Umsetzung der Massnahmen
zu einem späteren Zeitpunkt
geklärt. Genau diese konzept-

lose Ausgabenpolitik hat uns
in die heutige finanzpolitische
Misere gebracht! Alle anderen
Parteien haben sich immer für
eine Erhöhung der  Entwick-
lungsgelder ausgesprochen,
und so werden auch hier zu-
sätzliche Mittel gesprochen
werden. Die SVP wird sich im
Parlament mit allen Mitteln
gegen diese Kohäsionszah-
lungen zur Wehr setzen und
zieht nicht zuletzt auch ein
Referendum gegen die Aus-
dehnung des Freizügigkeits-
abkommens und die Bilatera-
len II in Betracht.
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Geht die Volksschulreform
in die richtige Richtung?
In den letzten Jahren wird in allen Kantonen die Volksschule refor-
miert. Ein Trend ist überall festzustellen. Mit Stundenreduktionen
bei den Fächern Handarbeit- und Hauswirtschaft wurden und wer-
den die Fächer Englisch und Computer eingeführt und ausgebaut.
Ich habe oft den Eindruck, die Verantwortlichen “ wissen nicht was
sie tun!“; den Handarbeit und Hauswirtschaft ist nicht nur ein
bisschen basteln und kochen!
Im Handarbeitsunterricht er-
lebt der Schüler von der Idee
über die Planung, die Herstel-
lung und  den Abschluss das
Entstehen eines Objektes
oder Gegenstandes. Dies bil-
det einen Gegensatz zur Kopf-
arbeit in den anderen Fä-
chern, der Schüler kann nach
seinem Einsatz etwas Konkre-
tes mit nach Hause nehmen.
Auch wird er im Bereich
Materialkunde zum sorgsa-
men Umgang mit unseren
Ressourcen und Werkstoffen
angeleitet (Wegwerfgesell-
schaft).

Ein wichtiger Teil ist die Schu-
lung der Feinmotorik. Diese
Fähigkeiten müssen schon
früh erworben und geschult
werden. Mit den Kindern wird
im Elternhaus oft nicht mehr
„gebastelt“. Viele können in
der 2.Kl. noch nicht mit der
Schere umgehen. Der Werk-
platz Schweiz braucht nach
wie vor Menschen die Hand
anlegen können. Trotz der
Technisierung machen in un-
serer Berufswelt die Handwer-
ker einen wesentlichen Teil
aus. Das Sprichwort „Hand-
werk hat goldenen Boden“
hat immer noch seine Berech-
tigung. Der moderne Hand-
arbeitsunterricht leistet einen
wichtigen Beitrag zur Vorbe-
reitung der Schülerinnen auf
das Berufsleben, denn in un-
serer immer komplexer wer-
denden Arbeitswelt nimmt
vernetztes Denken und die
Fähigkeit, kreativ nach Lö-
sungen zu suchen einen be-
sonderen Stellenwert ein. Der
Handarbeits- und Hauswirt-

schaftsunterricht gibt auch
Impulse für die Freizeitgestal-
tung, zeigt Wege auf seine Kre-
ativität umzusetzen. In unse-
rer leistungsorientierten Ge-
sellschaft ist es wichtig den
Wert der Handarbeit als Aus-
gleich zum auftanken oder zur
Musse anzubieten. In der Ge-
schichte hatte jede Zeitepo-
che verschiedene kunsthand-
werkliche Strömungen.

Im Hauswirschaftsunterricht
lernen Schüler Grundlagen
zur Führung eines Haushal-
tes. Themen wie gesunde Er-
nährung und Wirtschaften
sind wichtige Bereiche, die
sich auf die Gesellschaft aus-
wirken. Wenn wir den rasan-
ten Anstieg übergewichtiger
Kinder beobachten, kann die-
ses Fach sicher mithelfen die-
sen Trend zu brechen. Auch
kommen auf den Gebieten
Konveniens-, Gentech- und
Fastfood grosse Herausforde-
rungen auf uns zu über die
unsere Kinder aufgeklärt wer-
den müssen. Es ist wichtig,
dass unsere Jungen mündige
Konsumenten werden, was
der Hauswirtschaftsunterricht
vermittelt.

Ich habe hier nur einige As-
pekte beleuchtet, die den Sinn
des Handarbeits- und Haus-
wirtschaftsunterrichtes für die
Schülerinnen und Schüler, für
die Familie und schlussend-
lich für die Gesellschaft auf-
zeichnen. Am Beispiel des
Kantons Zürich möchte ich
verdeutlichen, dass einige
Bürgerinnen und Bürger ver-
suchen Gegensteuer zur Ab-

schaffung zu geben. Unter
dem Vorwand des Sparens
werden aufs Schuljahr 2004/
2005 hin in der 5. und 6. Klas-
se zwei Stunden Handarbeit
und Werken gestrichen. Zu-
gleich wird aber Englisch ab
der 2.Kl. und eine Zusatz-
stunde Deutsch eingeführt.
Verursacht die Englisch-Aus-
bildung und die Einstellung
der zukünftigen Lehrkräfte
keine Kosten? Auch wird viel
Geld gesprochen für Grund-
stufen- und Quimsversuche
(Qualität in multikulturellen
Schulen) etc.!

Innert kurzer Zeit konnten
engagierte Handarbeitslehre-
rinnen und Befürworter die-
ses Faches eine Petition mit 52
292 Unterschriften zur Beibe-
haltung der Stunden an den
Kantonsrat eingereicht wer-
den. Der Kantonsrat hat sich
dann auch deutlich für die
Beibehaltung der Lektionen-
tafel des Schuljahres 2003/
2004 ausgesprochen und den

Kürzungsvorschlag der Bil-
dungsdirektion abgelehnt.
Die linke Bildungsdirektorin
hat sich aber über den Ent-
scheid des Kantonsrates hin-
weggesetzt und führt die Spar-
massnahmen per August 2004
ein. Aufgrund der überwälti-
genden Sympathiebekun-
dungen aus der Bevölkerung
haben einige initiative Hand-
arbeitslehrerinnen, zusam-
men mit Lehrerorganisatio-
nen, eine Volksinitiative lan-
ciert, damit die Bürgerinnen
und Bürger des Kantons Zürich
selber entscheiden können.

Jeder junge Mensch wird ein-
mal einen Haushalt zu führen
haben sei es in der Familie
oder als Singel. Die Grundla-
gen dazu, werden ausser in
der Familie auch in den Fä-
chern Hauswirtschaft und
Handarbeit gelegt. Ich rufe
alle SVPlerinnen und SVPlern
auf sich für diese Fächer ein-
zusetzen, denn dort werden
traditionelle Werte für die Fa-
milie vermittelt.

Beatrice Senn, Vizepräsidentin
SVP Frauenkommission Kt. ZH
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avenir radical - échec capital!

Gregor A. Rutz,
Generalsekretär SVP

Verstanden werden!
Viele Politiker tun sich schwer damit, der Bevölkerung zu erklären, was sie
eigentlich möchten. So auch viele Freisinnige. Was will die FDP etwa sagen,
wenn es heisst: „Steuern müssen wettbewerbsneutral ausgestaltet sein
und dürfen die Leistungsbereitschaft nicht hemmen“ (April 1995)? Die
FDP ist nun zum (richtigen) Schluss gelangt: „Zeitgemässe Kommunikation
heisst: verstanden werden!“. Gerne geben wir der FDP einige Tipps, wie
man politisch klarer kommunizieren könnte:

Aussage im FDP-Positionspapier
„Der Weg zu neuem Wachstum“
vom 19. Oktober 2002

Es braucht einen weiteren Abbau der fiska-
lischen Belastung der Arbeitseinkommen.

Aus freisinniger Sicht ist der Bestand der
gesetzlichen Regeln möglichst gering zu
halten.

Die Ausgabensteigerung der öffentlichen
Haushalte muss über einen Konjunkturzyklus
hinaus unter dem BIP-Wachstum liegen.

Zu einer fairen Wettbewerbspolitik gehört der
systematische Abbau von administrativen
Hürden, insbesondere für die KMU, welche
in den 90er Jahren den stärksten Beitrag für
die Beschäftigungszunahme erbrachten.

Zur Gewährleistung einer hohen Beschäfti-
gung ist das liberale Arbeitsrecht weiterhin
zu bewahren und eine hohe Arbeitsmarktflexi-
bilität sicherzustellen.

Die Schuldenbremse ist ab 2003 umzusetzen
und ergänzende institutionelle finanzpoliti-
sche Mechanismen zur Stabilisierung [der]
Fiskal- und Staatsquote sind zu entwickeln.

Ständig steigende Steuern und Abgaben, immer mehr Gesetze und
Bürokratie, staatliche Eingriffe in die Privatsphäre und eine Staats-
verwaltung, die völlig aus dem Ruder läuft: Das Bild, welches der
Wirtschafts- und Werkplatz Schweiz anno 2004 ausstrahlt, ist we-
nig erfreulich. Noch weniger erfreulich ist: Von einer Trendwende
kann keine Rede sein. Und die meisten Politiker erkennen den Hand-
lungsbedarf nicht.
Der Liberalismus gründet auf
dem Gedanken, dass der
mündige Bürger seine Pflich-
ten und Rechte in Selbst-
verantwortung und Freiheit
wahrnimmt, während der
Staat die Rahmenbedingun-
gen setzt und die Bürger dort
unterstützt, wo sie selber
nicht weiterkommen. Diese
Grundsätze haben uns viele
Freiheiten und unserem Land
grossen Wohlstand gebracht.

Freiheit
in Gefahr

Genau diese Freiheiten und
Qualitäten sind heute in Ge-
fahr: Die steigende Steuer-
belastung, immer mehr Geset-
ze und der zunehmende
Staatsinterventionismus be-
schneiden die Freiheit und
Privatsphäre des Bürgers und
schaden dem Wirtschafts- und
Werkplatz Schweiz. Der Staat
überbordet. Allein im ver-
gangenen Jahr hat der Bund
wieder mehrere Tausend Sei-
ten Gesetze erlassen!

Diese Entwicklungen rühren
von einem falschen Verständ-
nis des Begriffs „Liberalis-
mus“ her. Immer öfter wird
die freiheitliche Ordnung –
bewusst oder unbewusst –
falsch interpretiert. Im Gegen-
satz zum eigentlichen Grund-
satz „Weniger Staat, mehr
Selbstverantwortung“, heis-
sen die heutigen liberalen
Leitsätze: „...das darf man
doch nicht so eng sehen“
oder: „Erst mit staatlicher För-
derung ist man wirklich frei!“.
Mit solchen Phrasen werden
die schrankenlose Einwande-
rung („liberale Migrations-

politik“), Drogenexzesse („li-
berale Drogenpolitik“), ver-
wahrloste Schulen („antiauto-
ritäre Erziehung“) oder die
Verhätschelung von Rand-
gruppen („liberale Gesell-
schaftspolitik“) legitimiert.
Der Staat gibt Millionen aus
für Tätigkeiten, die gar nicht
in seinen Bereich gehörten.

Zum Glück
gibt es noch
die FDP…

Diese Entscheide kommen
zustande, weil FDP und CVP
oftmals mit den Linken stim-
men. Das freisinnige Projekt
„avenir radical“ möchte sich
nun auf die liberalen Werte
zurückbesinnen. Das Bild,
welches die vorhandenen Un-
terlagen bieten, ist jedoch er-
nüchternd: Unter dem Titel
„Pioniergeist“ wird primär
parteiinterne Vergangenheits-
bewältigung betrieben. Der
Begriff „Freiheit“ kommt
nicht einmal vor.

Mit dem Liberalismus hat
auch die FDP längst abge-
schlossen. Auch für liberale
Werte soll nun der Staat zu-
ständig sein. Immer mehr
Staat, immer mehr Ausgaben
– dies resultiert auch aus der
Politik der FDP. So konnte
man bereits vor 10 Jahren le-
sen, dass die FDP die „Förde-
rung von Kultur und Kunst“
im Staat „aus liberaler Sicht
unerlässlich“ finde. Ja: „Um
die Kontinuität des Kultur-
schaffens zu erhalten“, seien
„auch in finanziell schlechten
Zeiten bei den kulturellen
Aufwendungen Kürzungen zu
vermeiden“. Was in den kom-

menden Jahren folgte (Expo,
Swiss etc.), ist bekannt – ge-
lernt hat die Partei daraus
wenig. Selbst im Wachstums-
papier vom Oktober 2002
spricht sich die FDP noch für
allfällige MwSt-Erhöhungen
zur Finanzierung von AHV
und IV aus – wie wenn dies
etwas mit Wachstum zu tun
hätte. Nun ist die SVP gefor-
dert: Der Einsatz für Freiheit
und Selbstverantwortung, ge-

gen den überbordenden Staat
und damit für einen prospe-
rierenden Wirtschaftsstandort
Schweiz ist wichtiger denn je!
Als einzige wirklich liberale
und bürgerliche Partei sind
wir gefordert.

Weniger
Steuern!

Weniger
Gesetze!

Weniger
Ausgaben!

Weniger
Bürokratie!

Weniger
Staatseingriffe!

Schluss mit der
staatlichen De-
fizitwirtschaft!

Formulierungs-
vorschlag
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Keine staatliche
Mutterschaftsversicherung!
Die andauernde Verschuldung unseres Staates zeigt mehr als deut-
lich, es wird über die Verhältnisse gelebt. Beinahe täglich ist von
Betriebsschliessungen und Arbeitsplatzverlagerungen in Billiglohn-
länder zu erfahren. Die Arbeitslosenquote wird das Problem der
Zukunft in unserem Land sein, sollte es nicht gelingen, endlich eine
Wende herbeizuführen.

Grossrätin Sylvia Flückiger-Bäni,
Vizepräsidentin SVP Schweiz,
Schöftland (AG)

Gegen den Willen der SVP
wurde der Sozialstaat in den
vergangenen Jahren immer
mehr ausgebaut. Die meisten
Sozialwerke haben heute
grosse finanzielle Schwierig-
keiten, ein Ende ist nicht ab-
zusehen. Die IV entwickelt
sich zu einem Fass ohne Bo-
den, eine erneute Revision
verspricht entsprechende
Massnahmen, die Zukunft
sieht jedoch auch in diesem
Bereich sehr düster aus. Die
Krankenkassenprämien ex-
plodieren jedes Jahr aufs
Neue, die Prämienvergünsti-
gungen kosten Bund und
Kantone enorme Beträge und
jetzt soll uns nichts Besseres
einfallen als in dieser Situati-
on  eine neue Sozialversiche-
rung, nämlich die Mutter-
schaftsversicherung einzu-
richten.

Soziale Absiche-
rung von grosser

Bedeutung

Es gilt zu bedenken, dass die
Ausgaben für die soziale Si-
cherung in viel grösserem
Ausmass als das Wachstum
der Wirtschaft angestiegen
sind. Vergleichen wir das
durchschnittliche Einnah-
menwachstum zwischen 1988
und 2000 betrug dies 5,7 %.
Das durchschnittliche Aus-
gabenwachstum im gleichen
Zeitraum jedoch 6,3 %. Die
soziale Absicherung ist auch
in Zukunft von grosser Be-
deutung, einen weiteren Aus-
bau können wir uns schlicht
und ergreifend nicht mehr
leisten. Denn jeder weitere

Ausbau des Sozialstaates ist
letztlich arbeitsplatzfeindlich
und damit unsozial. Zudem
werden die Selbstverantwor-
tung und der Wille zur Selbst-
behauptung jedes einzelnen
Bürgers geschwächt – wir soll-
ten dafür sorgen dass das Ge-
genteil geschieht, das wäre der
richtige Weg.

schwächt die internationale
Konkurrenzfähigkeit und
bringt damit erneut negative
Folgen für den Wirtschafts-
standort Schweiz.

Jetzt muss Schluss sein mit
dem Erhöhen von Steuern
und weiteren Lohnnebenkos-
ten.  Wir wollen wieder Wirt-

Nicht gratis!

Auch eine Mutterschafts-
versicherung ist nicht gratis zu
haben; zuerst wird die einzi-
ge noch finanziell gesunde So-
zialversicherung, die Erwerbs-
ersatzordnung belastet. Das
wird gemäss Schätzungen für
5 Jahre reichen. Wie die Fi-
nanzierung später sicherge-
stellt werden soll kann man
sich ausmalen, es stehen nicht
viele Möglichkeiten zur Aus-
wahl, es drohen erneut  Steu-
ererhöhungen oder der Abzug
weiterer Lohnprozente. Die
Erhöhung der Lohnneben-
kosten ist Gift für die Redu-
zierung der Arbeitslosigkeit,

schaftswachstum, das garan-
tiert auch die Sicherstellung
der bestehenden Sozialwerke!
Mit dieser Mutterschafts-
versicherung will der Staat ein
indirekt bestimmtes, fragwür-
diges Familienmodell fördern.
Er beschneidet damit die Frei-
heit der Frauen bzw. der Fa-
milien, eigenständig über die
Familiengestaltung zu ent-
scheiden. Doppelverdiener
Familien profitieren, während
Mütter, die zu Hause arbeiten
und für ihre Familie und ihre
Kinder da sind, leer ausgehen.

Der 1945 vom Schweizer Volk
gutgeheissene Verfassungs-
artikel wollte die unmittelbar
mit der Mutterschaft entste-

henden Kosten wie Spitalauf-
enthalt und Untersuche usw.
abdecken. Heute sind diese
Kosten längst durch die Kran-
kenkassen gedeckt. Der Ver-
fassungsauftrag wurde somit
erfüllt und diese Lücke ge-
schlossen. Viele Arbeitgeber
haben die werdenden Mütter
für 14 – 16 Wochen privat-
rechtlich versichert. Wir han-
deln verantwortungslos, wenn
wir noch mehr Lasten auf die
kommenden Generationen
abwälzen, sie werden ohnehin
schon ein schweres Erbe an-
treten. Und wir müssen auf-
hören so zu leben, als ob wir
die letzte Generation in die-
sem Lande sind.

In einer wirtschaftlich schwie-
rigen Zeit wie heute sind kei-
ne neuen Sozialwerke zu
schaffen. Ein marodes Haus
(und die Sozialwerke sind
insgesamt marode) muss zu-
erst am Fundament saniert
werden, erst dann kann man
sich darüber unterhalten, ob
das Dach noch ausgebaut
werden sollte. Die Mutter-
schaftsversicherung wurde
bereits 3 Mal klar vom Volk
abgelehnt, deshalb sage ich
aus Überzeugung und Verant-
wortung zum 4. Mal Nein.

Auch die neuste Mutterschaftsversicherung ist nicht gratis!
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Rückblick Sondersession8

Asylgesetzdebatte
höchst unbefriedigend

Das Resultat aus der Beratung
des Asylgesetzes ist höchst
unbefriedigend. Wir konnten
unsere wesentlichen Ziele wie
die Streichung der humanitä-
ren Aufnahme, den Verzicht
auf Ausnahmen bei der Dritt-
staatenregelung und das um-
fassende Arbeitsverbot nicht
durchsetzen. Ein wichtiger
Erfolg ist allerdings in der
Sondersession in Bezug auf
die Asylpolitik zu verbuchen:
die Überweisung der Motion
der Spezialkommission für
die von der SVP geforderte
Ausweitung des Fürsorge-
stopps ist gelungen. Erfreulich
ist auch die neue Koppelung
der Entwicklungshilfe an die
Kooperation der Staaten bei
der Rücknahme von Asylsu-
chenden.

Humanitäre Auf-
nahme dank CVP

Die SVP bekämpfte den neu-
en Status der humanitären

Während die Presse vor allem gespannt darauf wartete, wie sich
der neue Bundesrat in der Debatte äussern würde, setzte die SVP-
Fraktion alles daran, im Asylgesetz noch Verbesserungen anzubrin-
gen. Die Erwartungen der Bevölkerung waren gross und berech-
tigt. Leider hielten die bürgerlichen Parteien nicht zusammen und
die Linke obsiegte zu oft. Die Asylgesetzrevision ist daher so nicht
akzeptabel.

Leider nicht immer alle 56 SVP-Nationalratsstimmen ….
Eine Session mit Schwerpunktthema ist immer eine Herausforderung in Bezug auf die Präsenz der Räte. Der leere Nationalrats-
saal überraschte angesichts der einseitigen Themenwahl zwar nicht, führte aber manchmal zu originellen Abstimmungs-
resultaten. Leider selten zu Gunsten der SVP-Anträge. Das bürgerliche Zusammenspiel funktioniert immer noch nicht,
obwohl sowohl die Abstimmung zur Asylinitiative wie auch die Wahlen klar gezeigt haben, was die Bevölkerung erwartet.

Dass die linken Parteien die SVP-Anträge nicht unterstützten, war zu erwarten. Abzusehen war auch das Stimmverhalten
der CVP, welche die Vorlage ihrer alt Bundesrätin ja verteidigen musste. Leider kam auch die Haltung der FDP nicht
überraschend. Es wäre ja erstaunlich gewesen, wenn diese Fraktion plötzlich eine Kehrtwende vollzogen und geschlossen
mit ihrem neuen Nationalrat Philipp Müller gestimmt hätte.

Schade, dass auch bei der SVP da und dort während Abstimmungen zu Anträgen aus den eigenen Reihen einzelne Stimmen
fehlten oder gar zu den Linken gingen. Dies ist umso bedauerlicher, als es sich um zentrale Anliegen der SVP und brennen-
de Probleme handelt, welche die ganze Schweiz angehen, die Zentren ebenso wie die Randgebiete und die Frauen ebenso
wie die Männer.

Aliki M. Panayides, stv. Generalsekretärin SVP Schweiz

Aufnahme, mit dem abgewie-
sene Asylbewerber in ihren
Rechten andern Ausländern
praktisch gleich gestellt wer-
den, wenn sie nach vier Jah-
ren immer noch nicht aus-
geschafft werden konnten.
Dieser Regelung zum Durch-
bruch verhalf die CVP, deren
Bundesrätin die Idee ja auch
aufgebracht hatte.

Durchlöcherte
Drittstaaten-

regelung

Nicht vollumfänglich befriedi-
gend ist die als verschärfte
Variante gefeierte neue Dritt-
staatenregelung, bei der die
SVP mit ihren Antrag auf
Streichung der Ausnahmen
mit 56:122 unterlag. Wenn die
Praxis dann zeigt, dass die
Drittstaatenregelung so nicht
wirksam ist, wird die SVP dies
möglicherweise mit der Asyl-
initiative korrigieren müssen.

Haft-
möglichkeiten

nutzen

Die Ablehnung der verschie-
denen Varianten von Sam-
melunterkünften erstaunte
nicht, nachdem mehrere Kan-
tone der Idee auch skeptisch
gegenüber stehen. Die zustän-
digen Behörden sind nun aber
aufgefordert, ihre vorhande-
nen Unterbringungszentren
und Haftanstalten auch wirk-
lich konsequent zu nutzen,
wenn es um die Umsetzung
der Zwangsmassnahmen im
Ausländerbereich geht.

Zu Recht
unzufrieden

Die SVP äusserte ihre Unzu-
friedenheit in der Gesamtab-
stimmung: Nur 6 Ja, 17 Nein
und 26 Enthaltungen sowie 6
Personen, die der Gesamtab-

stimmung fern blieben. Die
gleichen Reaktionen schlugen
uns in der Bevölkerung ent-
gegen. Der Unmut ist verständ-
lich. Im Asylwesen steht noch
lange nicht alles zum Besten.
Wir sind gefordert, hier wei-
ter auf Korrekturen zu drän-
gen und Verbesserungsvor-
schläge zu machen. Dabei
werden wir nicht nur auf die
Hilfe des Ständerats warten,
sondern auch im Nationalrat
mit Vorstössen aktiv werden.

Nationalrat Yvan Perrin,
neuer Präsident der
SVP-Arbeitsgruppe Migration,
La Côte-aux-Fées (NE)
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 Rückblick Sondersession 9

Erfolge und Misserfolge im
Ausländergesetz nah beieinander

Die Diskussion des Auslän-
dergesetzes gestaltete sich
einerseits durch die vielen
Anträge, andererseits auch
durch die gleichzeitigen Än-
derungen in der Systematik
des Gesetzes und den Über-
schneidungen mit der Asyl-
gesetzdebatte kompliziert.
Dennoch war der Rat nicht
bereit, dem Rückweisungsan-
trag der SVP an die Kommis-
sion zu folgen.

Das neue Ausländergesetz sollte die Grundlage bilden für eine fle-
xible Rekrutierung von Arbeitskräften ohne noch mehr Zuwande-
rung Tür und Tor zu öffnen. Leider gelang es nicht, das Ziel voll-
umfänglich zu erreichen. In wichtigen Punkten obsiegte die Linke.

Nationalrat Otto Laubacher,
ehemaliger Präsident der
SVP-Arbeitsgruppe Migration
Kriens (LU)
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Debatte um den Familien-
nachzug tatsächlich vorge-
schlagen, der Bundesrat
könnte doch eine Kreditvor-
lage vorbereiten, um damit
Ausländern, die sich nicht
leisten könnten, ihre Familie
nachkommen zu lassen, fi-
nanziell unter die Arme zu
greifen! Das klare Nein unse-
res Bundesrates war die ein-
zig richtige Antwort.

Gewisse Arbeits-
kräfte nötig

Erfreulich ist der Erfolg des
Antrags Schibli für die Zulas-
sung von Arbeitskräften für
spezifische Arbeiten. Mit 79
zu 75 Stimmen konnte so er-
reicht werden, dass gewisse
Branchen, die dringend Ar-
beitskräfte brauchen, nament-
lich die Landwirtschaft, Per-
sonen aus dem Ausland rek-
rutieren können. Wichtig ist,
dass damit nicht die Zuwan-
derung gefördert, sondern den
Bedürfnisse unserer Betriebe
entsprochen wird. Das heisst
konkret, diese Arbeitskräfte
werden lediglich als Kurz-
aufenthalter, also zum vorü-
bergehenden Erwerb, rekru-
tiert.

In der Sommersession werden
insbesondere die Fragen der
Strafbestimmungen zu reden
geben. Man darf auf die Mehr-
heiten gespannt sein.

allem beim Familiennachzug
eine praktische Gleichbe-
handlung aller Ausländer vor.
Damit hätten wir noch mehr
Steuerungsmöglichkeiten aus
den Händen gegeben. Dies
konnte glücklicherweise ver-
hindert werden. Die Fristen
für den Familiennachzug sind
beschränkt und die Kinder
können nur als Minderjähri-
ge nachgezogen werden. Lei-
der scheiterte allerdings der
Antrag auf Streichung des
Familiennachzugs für Kurz-
aufenthalter.

Illegale
sollen legalisiert

werden

Gravierend ist das mit 82:81
knappe Obsiegen des linken
Antrags für eine Sonderrege-
lung für Sans-Papiers, also
Personen, die sich illegal in
der Schweiz aufhalten. Ihre
allfälligen Bewilligungsgesu-
che sollen künftig geprüft wer-
den, obwohl die Rechtslage ja
klar wäre. Damit wird zum il-
legalen Aufenthalt und zur
Schwarzarbeit geradezu auf-
gerufen. Die Rechnung wer-
den wir schon in wenigen Jah-
ren zu bezahlen haben!

Linke Ideen
immer wieder

originell

Zwar ist bekannt, dass die
linke Seite im Dienste ihres
Ideals der multikulturellen
Gesellschaft am liebsten der
Einwanderung alle Türen öff-
nen würde. Aber hin und
wieder ist man auch über-
rascht, wie weit die Ideen ge-
hen. So wurde doch in der

Motion „Ausschluss
des Doppelbürgerrechts“

eingereicht von
Nationalrätin Jasmin Hutter,
Altstätten (SG)

Gleichstellung
mit EU-Auslän-
dern verhindert

Da mit der EU ein Freizügig-
keitsabkommen besteht, ist
die Handlungsfreiheit unseres
Landes auf die Bewilligungen
für Ausländer aus Nicht-EU-
Staaten beschränkt. Der Ent-
wurf – unter alt Bundesrätin
Metzler entstanden - sah vor

Der Bundesrat wird beauftragt, dem Parlament eine
Vorlage zu unterbreiten, mit welcher die doppelte
Staatsbürgerschaft in der Schweiz ausgeschlossen wird.

Begründung

Eine Staatsbürgerschaft enthält Rechte und Pflichten. Eine
doppelte Staatsbürgerschaft ist vom Grundsatz her
fragwürdig, weil sie meist ein opportunistisches Prinzip
verfolgt: Man sucht die Vorteile der jeweiligen Staatsbürger-
schaften und bekennt sich nicht mehr klar zu einem
Heimatland. Wer um ein Bürgerrecht ersucht, soll den
Entscheid treffen, in welchem Land er seinen Lebensmittel-
punkt haben will und daher bereit sein, die ausländische
Staatsbürgerschaft aufzugeben.

Die doppelte Staatsbürgerschaft verursacht nicht nur
Loyalitätskonflikte, sondern auch konkrete rechtliche
Probleme. Als Beispiel kann hier die Kurdendemonstration
in Bern  genannt werden, an denen auch eingebürgerte
Kurden teilnahmen. Dabei stellt sich die Frage, ob sie dies
als Bürger ihres Landes oder als Bürger der Schweiz tun,
und welche Konsequenzen dies für die Strafverfolgung
haben soll.

Um diese Konflikte und Probleme zu verhindern, kennt
auch die Mehrheit der Staaten keine doppelte Staatsbürger-
schaft. Auch in der Schweiz wurde das Doppelbürgerrecht
erst 1992 eingeführt. Eine Rückkehr zur alten Praxis drängt
sich auf Grund der gemachten Erfahrungen auf.
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10 Verkehrspolitik

Thomas Porchet, lic. phil.
Wissenschaftlicher Mitarbeiter
SVP-Generalsekretariat

“Das Licht am
Ende des Tunnels...

„...ist die Stirnlampe eines entgegenkommenden Zuges.“ Gemäss
diesem Grundsatz, wonach alles nur eine Frage der Betrachtungs-
weise ist, kommuniziert das Departement für Umwelt, Verkehr,
Energie und Kommunikation (UVEK) über die Mehrkosten der NEAT.
Bereits im letzten Herbst hat
das Departement Leuenber-
ger verkündet, dass infolge
Mehrkosten ein Zusatzkredit
von 900 Mio. Franken für die
Erstellung der NEAT notwen-
dig wird. Die Verkehrskom-
mission des Ständerats stimm-
te dem Kredit zwar zu, ver-
langte aber gleichzeitig einen
Bericht über Ausmass und Fi-
nanzierung der Folgekosten
der Infrastrukturprojekte. Im
Januar dieses Jahres, just vor
der Abstimmung vom 8. Feb-
ruar, hat das Bundesamt für
Verkehr (BAV) dann verlau-
ten lassen, dass die Ersteller
zusätzliche Mehrkosten von
700 Mio. geltend machten.
Seit April liegt der Bericht nun
endlich vor, und beziffert die
Mehrkosten gar auf 814 Mio.
Franken.

Hauptgrund für die Kosten-
steigerungen, namentlich am
Gotthard, sind Projektände-
rungen. Den grössten Bro-
cken stellt mit 650 Mio. der
Ceneri-Basistunnel dar. Dazu
hält der Bericht fest, dass ihn
der Bundesrat so schnell als
möglich realisieren wolle, da
nur mit dem Tunnel die NEAT
als Flachbahn betrieben wer-
den könne. Das ist nun aller-
dings unbestritten, war der
Ceneri doch schon 1998 Be-
standteil der Abstimmungs-
vorlage. Was die schulmeister-
liche Wiederholung des Be-
kannten verwedelt, sind aber
die Gründe für die massiven
Kostensteigerungen.

Signalwirkung
für Europa?

Aufgrund von Sicherheits-
überlegungen soll der Ceneri

zweiröhrig gebaut werden, da-
mit der Verkehr richtungs-
getrennt geführt werden kann.
Gemäss Alpentransit-Be-
schluss müssen bei der Reali-
sierung der NEAT bahntech-
nologische Fortschritte zwar
berücksichtigt werden. Es
stellt sich aber die Frage, ob
die Gefährdungslage beim
schienengebundenen Verkehr
wirklich so akut ist, dass sich
Mehrausgaben von 650 Mio.
rechtfertigen lassen. Die Fra-
ge stellt sich umso drängen-
der, als dasselbe Argument
beim nicht schienengebun-
denen Strassenverkehr nicht
gilt! Da trifft es sich nur zu gut,
dass sich die Verkehrsminister
der Alpenländer auf Initiative
von Bundesrat Leuenberger
mit der Sicherheit des Transit-
verkehrs auseinander setzen.
Den Medien ist zu entneh-
men, dass sich die entspre-
chende Arbeitsgruppe bis in
zwei Jahren mit der Sicherheit
in Bahntunneln auseinander
setzen will. Falls sie Hand-
lungsbedarf erkennt, wird sie

Fass ohne Boden: Wieviele Zusatzkredite für die NEAT folgen noch?

auch ein gemeinsames Vorge-
hen für den gesamten Alpenbo-
gen vorschlagen. Die Schweiz
wird dann mit dem state-of-
the-art-Projekt Ceneri-Basis-
tunnel Massstäbe setzen. Ein
weiteres bedeutungsschwan-
geres verkehrspolitisches Sig-
nal an Europa ist abgesetzt!

Weitere 100 Mio. Franken fal-
len an als Investition in die
allfällige spätere Urner Berg-
variante lang. Obschon Exper-
ten davor warnen, den bereits
heute längsten Eisenbahn-
tunnel der Welt um weitere 27
km zu verlängern, soll das
Verzweigwerk gebaut werden.
Und das obwohl andere Vari-
anten, die zusätzlichen Nut-
zen für den Anschluss der
Innerschweiz versprechen
und Uri entlasten, nur ober-
flächlich geprüft worden sind.

Der Bahn geht
die Kohle aus!

Besonders stossend ist der
Umstand, dass die Projekt-

änderungen aus den Reserven
finanziert worden sind, die in
erster Linie eigentlich für
Mehrkosten durch geologi-
sche Unwägbarkeiten vorge-
sehen gewesen wären. An-
dernfalls hätte der Bundesrat
dem Parlament bei jeder Än-
derung oder Erweiterung ei-
nen neuen Verpflichtungs-
kredit beantragen müssen, mit
der entsprechenden Begrün-
dung und allen absehbaren
Diskussionen im Rat. Damit
man wenigstens wieder ein
wenig in die Nähe der legiti-
men Umsetzung bahntech-
nischer Fortschritte rücken
kann, spricht der Direktor des
Bundesamtes für Verkehr
konsequent nur noch von
Projektverbesserungen.

So wird denn immer wieder
darauf verwiesen, dass das
Volk schliesslich zweimal ja
gesagt habe zum NEAT-Kon-
zept und dass dieser verfas-
sungsrechtliche Auftrag nun
umzusetzen sei. Das ist aller-
dings nicht ganz richtig. 1998
wurde über die Finanzierung
von Infrastrukturprojekten
des öffentlichen Verkehrs ab-
gestimmt. Darin enthalten
war nicht nur die NEAT, son-
dern auch die Bahn 2000, die
Lärmsanierung und die An-
schlüsse ans europäische

Fortsetzung auf Seite 11
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StandpunktDen WählerauftragDen WählerauftragDen Wählerauftrag
erfüllen!erfüllen!

Nationalrat Ueli Maurer, Präsident SVP Schweiz
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Wir haben unseren Wählern versprochen, für die Freiheit und Unabhängigkeit unserer
Schweiz einzustehen; höhere Steuern, Gebühren und Abgaben zu bekämpfen; Steuern
und Krankenkassenprämien zu senken; den Asylrechtsmissbrauch nicht mehr zu tolerieren,
für mehr Sicherheit zu sorgen und für die langfristige Finanzierung der Sozialwerke zu
kämpfen. Noch nie haben so viele Schweizerinnen und Schweizer unsere Partei gewählt
und uns damit schlicht und einfach den Auftrag erteilt, unsere Versprechen auch
umzusetzen.

Nun sind die Tage der Euphorie vorbei und der politische Alltag ist zurück gekehrt. In verschiedenen Politikbereichen
konnte unsere nach den Wahlen gestärkte Partei sowohl im Parlament wie auch mit den zwei Vertretern im Bundesrat
erste Teilerfolge erzielen. So erzielten wir Verbesserungen im Asyl- und Ausländerrecht und der Bundesrat kippte den EU-
Beitritt als strategisches Ziel aus der Planung. Aber ebenso stellen wir fest, dass sich an den tatsächlichen Kräfteverhältnissen
letztlich zu wenig geändert hat. Der Bundesrat kann sich kaum je zu einem wirklich bürgerlichen Entscheid durchringen,
weil zu den SP- und dem CVP-Vertreter offenbar auch immer wieder ein FDP-Bundesrat kippt. Im Parlament stimmt die
CVP noch weit mehr als vor den Wahlen geschlossen mit der Linken und im Freisinnigen Lager paktiert man nach wie vor
und ohne Not auch wieder einmal mit der linken Seite.

Uns darf das alles nicht weiter kümmern. Fragen über Auftreten, Stil und Konsensfähigkeit der SVP sind müssig. Wir
haben den Wählerauftrag zu erfüllen, dieser ist die Richtschnur für unser Handeln. Wenn wir dafür Partner finden ist das
gut, wenn nicht, müssen wir für unsere Anliegen notfalls alleine gegen alle anderen den Kampf führen. Wir wurden nicht
gewählt, um nun gleich zu sein wie die anderen Parteien. Dann braucht es die SVP nicht. Wählerinnen und Wähler haben
die SVP gewählt, weil sie die Zustände in unserem Land verbessern wollen. Wer den Auftrag - unsere Wahlversprechen -
vor Augen hat, darf sich durch andere Fragen nicht ablenken lassen. Was in dreieinhalb Jahren zählt, ist die Frage, ob die
SVP ihre Versprechen gehalten hat, nicht mehr und nicht weniger. Den Wählerauftrag wahrnehmen, heisst die Leute ernst
nehmen und selbst glaubwürdig bleiben. Also, los!

derart massive Veränderung
der Ausgangslage müsste ei-
gentlich schon die Diskussi-
on darüber eröffnen, ob das
Konzept nicht erneut dem
Volk vorgelegt werden muss.
Denn Zuversicht verbreitet
auch der vom Bundesrat vor-
gelegte Bericht nicht. Mit den
beantragten 900 Mio. können
die kommenden vier Jahre fi-
nanziert werden, falls keine
allzu grossen Ereignisse ein-
treten. 2007/8 will der Bun-
desrat die Erkenntnisse und
Kostenprognosen in einer
Gesamtschau vorlegen. Dass
sie den Antrag auf einen Zu-
satzkredit beinhalten wird, ist
sicher.

Bei alledem geht es nicht dar-
um, die NEAT zu verhindern.
Die begonnenen Bauprojekte
sollen fertig gestellt werden.
Aber wir wüssten gerne, wann
wir das Licht am Ende des
Tunnels sehen werden. Und
wir wüssten auch gerne, was
uns am Ausgang erwartet!

und letztlich im zu beurteilen-
den Gesetz die Strecken und
Projekte, aber auch die Kos-
ten genau festgelegt. Weder
war von der Variante Berg
lang die Sprache, noch davon,
dass Reserven von annähernd
2 Milliarden Franken für alle
möglichen „Verbesserungen“
verwendet werden sollen.
Ganz klar zum Ausdruck kam
aber, dass die Bahnen 25%
der NEAT-Kosten selber zu
finanzieren haben. Der jetzt
vorgelegte Bericht macht ofi-

fiziell, was schon länger ver-
mutet worden ist: Die Bahnen
können den Viertel der
NEAT-Kosten weder verzin-
sen noch zurückzahlen.

Das hat massive Auswirkun-
gen auf den FinöV-Fonds,
dessen Bevorschussungslimi-
te von 4.2 Mia. auf 7 bis 9 Mia.
Franken angehoben werden
muss. Damit fällt im schlimm-
sten Fall eine zusätzliche
Zinslast von über 200 Mio.
Franken an – pro Jahr. Eine

Schluss von Seite 10

Hochgeschwindigkeitsnetz
(HGV-Anschlüsse). Wenig-
stens die beiden Letzteren ge-
raten durch die Mehrkosten
bei der NEAT unter Druck.
Lärmgeplagte Bewohner von
Liegenschaften in Bahnnähe
warten bis 2015 auf eine ge-
segnete Nachtruhe. Und die
Kohle für die HGV-Anschlüs-
se reicht kaum noch für den
Betrieb einer Märklin-Dampf-
lok. So verliert der öV als
Gesamtes notwendige Mittel
durch die Mehrkosten bei der
NEAT. Und wir sprechen
noch nicht einmal von der Fi-
nanzierung neuer Begehrlich-
keiten.

Angesichts aller dieser Kos-
tensteigerungen und Projekt-
änderungen stellt sich aller-
dings schon die Frage, ob das
noch die NEAT ist, über die
wir 1998 abgestimmt haben.
Immerhin waren in den Un-
terlagen, in der Botschaft
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Das neue Segel
Die Wahlresultate zeigen das Vertrauen der Bürgerinnen und Bür-
ger in unsere Partei. Die Realität gibt unseren Ideen und Vorschlä-
gen nachhaltig Recht. Um auf Kurs zu bleiben und die an uns ge-
stellten Erwartungen nicht zu enttäuschen, müssen wir das ganze
Potential ausnutzen – und bisher schlummernde Kräfte ausfindig
machen und aktivieren.
Die Abstimmungsresultate
aus den letzten Jahren haben
der Politik der SVP immer
wieder Recht gegeben. In vie-
len Bereichen des täglichen
Lebens holt gar die Realität
ehemalige Prophezeiungen
unserer Köpfe ein und bestä-
tigt sie. Leider, muss man dort
sagen, wo es sich um weniger
schöne Realitäten handelt.
Plötzlich sind die Ideen und
Warnungen der SVP gar nicht
mehr so revolutionär und un-
möglich und werden auf ein-
mal salonfähig und diskus-
sionswürdig. So geschehen
bei den Themen Asylwesen
und in der Gesundheitspoli-
tik, um zwei der wichtigsten
Themen der letzten Zeit an-
zuführen. Andere Parteien,
die niemandem weh tun wol-
len und sich vornehmlich mit
Stilfragen oder der Neube-
setzung ihrer Präsidenten be-
schäftigen – und sich dabei
immer wieder neu erfinden
und reorganisieren, ohne
dabei je auf den Punkt zu
kommen – brüsten sich ur-
plötzlich mit von der SVP
abgekupferten Gedanken, die
sie vor wenigen Jahren selbst

noch scharf verurteilt haben.
Dazulernen ist nicht verbo-
ten. Auch unsere Partei kann
und muss immer wieder dazu-
lernen - gerade in dieser Zeit.
Deshalb Es ist unumgänglich,
alles Potential auszuloten –
und noch schlummernde Kräf-
te zu aktivieren.

Der Vergleich einer Partei mit
einem Schiff sei mir gestattet.
Eine Partei kann Lecks ha-
ben, in den Sturm geraten, die
Orientierung verlieren und
kentern. Sie kann aber auch
mit voller Kraft auf dem rich-
tigen Kurs sein – und doch
darf der Kapitän seine Vor-
sicht und Sorgfalt nicht über
Bord werfen. Das Vertrauen
der Bürgerinnen und Bürger,
welches im vergangenen Jahr
in enormen Erfolgen gipfelte,
ist wahrlich ein grosser An-
trieb, sozusagen Wind in den
Segeln des SVP-Schiffes. Um
den Kurs beizubehalten ist es
wichtig, alle Windströmungen
optimal auszunutzen. Und
hier liegt exakt ein schlum-
merndes, bisher ungenutztes
Potential. Ein zusätzliches
Segel, welches bisher im Kiel

raum ruhte. Dieses Segel ist
die Vertretung der SVP in der
Bundesverwaltung.

Die Angestellten des Bundes
sind an der politischen Wur-
zel unseres Landes. Einfluss,
Steuerung und Zusammen-
spiel von Geschäften, Vorla-
gen und Planungen sind in der
Bundesverwaltung, also am
Fusse des Berges, weitaus be-
deutender als an der Berg-
spitze, auf der sich der Bun-
desrat befindet. Die Mitglie-
der unserer jetzt noch stärke-
ren Fraktion, die wenig Ein-
blick hinter die Kulissen der
Bundesverwaltung haben, be-
nötigen vermehrt soliden
Rückhalt und wertvolle Infor-
mationen aus erster Verwal-
tungshand. Das bringt Wis-
sensvorsprung – und Bera-
tung bei der Einreichung von
Vorstössen, Projekten und
Anliegen der Partei.

Das Generalsekretariat der
SVP, welches um den Wert
einer vertieften Zusammenar-
beit von Sekretariat und Par-
lamentariern mit SVP-Mitglie-
dern und Sympathisanten in

der Bundesverwaltung weiss,
hat grünes Licht für das Pro-
jekt gegeben. Es gibt viel zu
tun. Die Anzahl der SVP-Ver-
treter in der Bundesverwal-
tung – und nicht zuletzt auch
an deren Schlüsselstellen -
soll erhöht werden. Bisher
noch unbekannte Bundesan-
gestellte, die unsere Politik
teilen, sollen eruiert und für
die Zusammenarbeit gewon-
nen werden. Zu diesem Zweck
wurde eine Arbeitsgruppe mit
Vertretern des Bundesper-
sonals gegründet, die in enger
Zusammenarbeit mit dem
Generalsekretariat der SVP
das Netzwerk festigen soll
und einen bereichernden
menschlichen und informati-
ven Fluss zwischen der Partei
und ihr nahe stehenden An-
gestellten des Bundes ga-
rantieren soll. Somit kann
eine neue, bisher vernachläs-
sigte Quelle erschlossen, ein
weiteres Segel aufgezogen
werden, das uns hilft, mit vol-
ler Kraft auf gutem Kurs zu
bleiben.

Kontakt „Bundespersonal“
auf dem Generalsekretariat:
Markus Zollinger, Telefon 031
300 58 58, Fax 031 300 58 59,
Mail zollinger@svp.ch

SVP Bundespersonal



Freiheit & Unabhängigkeit

Mehr Eigenverantwortung -
mehr Freiheit - weniger Staat

13

Erfolg ist planbar. Wie? Die Gratisbroschüre

 „Das Erfolgsgeheimnis“
gibt Auskunft. Sofort anfordern!

Von Hans Müller, Heimatweg 1, 5040 Schöftland

Inserat

Grundsätzlich steht fest: „Je
weniger Freiheit, je weniger
Eigenverantwortung, desto
weniger wirtschaftlicher Er-
folg, desto weniger Wohl-
stand, desto weniger Zufrie-
denheit, desto weniger Eigen-
initiative.“ Bestes Beispiel
dafür sind die 10 Länder, die
vor wenigen Tagen der EU
beigetreten sind. Es sind dies
meist ehemalige Ostblock-
Staaten und gelten als die
ärmsten in der Europäischen
Gemeinschaft. Sie hatten über
Jahrzehnte keine Freiheiten,
damit keine Eigenverant-
wortung und somit auch we-
niger Eigeninitiative. Bekannt
sind Beispiele aus Ostblock-
Ländern, in denen die Bauern
ein eigenes kleines Landstück
auf eigene Verantwortung be-
wirtschafteten und den Ertrag
auch selber behalten durften.
Auf diesem „eigenen“ Boden
wurde ein Mehrfaches vom
Ertrag des staatlichen Grund-
stückes erwirtschaftet. Die
Freude über eigenen Besitz
und etwas Freiheit hat die
Menschen beflügelt.

Nicht immer
so leicht

Ähnlich ist es auch bei uns.
Zufriedene Bürger investieren
mehr, übernehmen mehr Ver-
antwortung. Verantwortung
ist eine Verpflichtung, zu sei-
nen Taten zu stehen und für
die Folgen gerade zu stehen.
Das ist nicht immer so leicht.
Und da gibt es noch eine men-
schliche Schwäche: die Be-
quemlichkeit. Denken wir an
die Abstimmung!

In unserem Alltag sind wir

Schon seit der Gründung der Eidgenossenschaft sind wir stolz auf
unsere Freiheit, auf die Unabhängigkeit der Schweiz. Doch da lässt
uns das Wort eines bekannten Schriftstellers aufhorchen: „Freiheit
bedeutet Verantwortung.“ Was bedeutet das für unsere Politik, für
unseren Alltag?

Kurzportrait
Franziska Sarott-Rindlis-
bacher ist 41-jährig und
Fürsprecherin. Sie ist seit
Januar 1997 Regierungs-
statthalterin des Amtsbe-
zirks Schwarzenburg,
verheiratet und Mutter
zweier Söhne. Ihr Ehe-
mann leitet als Ing. Geo-
meter ein KMU. Franziska
Sarott ist KV-Lehrmeiste-
rin, Mitglied der OGG, des
Frauenvereins und des För-
dervereins Spital Riggis-
berg, Präsidentin der inter-
kantonalen Arbeitsgruppe
Sense-Schwarzwasser
und hilft aktiv in zwei
Sportvereinen mit.

schnell bereit, die Verantwor-
tung auf andere abzuschie-
ben. Wir fördern auf diese
Weise, oft unbewusst, den Ruf
nach staatlichem Handeln
und vermeintlicher Entlas-
tung, was aber zu Mehrkosten
führen kann. „Es ist bequem,
allzu bequem, nichts verant-
worten zu müssen“ lauten
dazu die Worte eines Philoso-
phen.

Folgekosten

Das Problem stellt sich schon
bei der Erziehung. Es ist ein-
facher, die Verantwortung ab-
zuschieben und zu sagen:
„Wart nur, in der Schule wirst
du das schon lernen“ oder „In
der RS wirst du Mores lernen“
als konsequent zu sein. Ein
bekannter Erzieher hat ge-
schrieben: „Das Kernstück
der Persönlichkeitsbildung ist
die Erziehung zur Verantwor-
tung.“ Wer sich da nicht ein-
setzt, verursacht nicht nur
Probleme, sondern auch Fol-

Es gibt viel zu tun! Packen wir es an!

gekosten. So muss heute in
der Schule vermehrt Sozial-
verhalten beigebracht werden,
und die Wissensvermittlung
kommt zu kurz.

Ähnlich ist es mit dem Abfall.
Wenn Jugendliche auf der
Strasse  alles auf den Boden
werfen, verursacht das mehr
Ausgaben für die öffentliche
Reinigung. Es ist ein Zeichen
unserer Zeit, dass im Kanton
Bern ab 1. Juni 2004 Bussen
von Abfallsündern kassiert
werden müssen. Ein enormer
Verwaltungs- und Vollzugauf-
wand wird notwendig sein,
um die Vorschriften durchzu-
setzen. Dabei gäbe es wahr-
haftig wichtigere Aufgaben für
den Staat.

Zuerst selbst
überlegen!

All diese Kosten schlagen bei
den Steuern zu Buche, und
wer bezahlt schon gerne Steu-
ern? Wir sind aufgerufen, sel-

ber zu handeln, zu erziehen
und nicht zuletzt unsere poli-
tischen Rechte und Mitwir-
kungspflichten wahrzuneh-
men, indem wir am öffentli-
chen Leben teilnehmen, ab-
stimmen und wählen gehen.
Dabei wäre es wichtig, zuerst
zu überlegen, was wir selber
beitragen können, bevor wir
nach dem Staat  - sei es nun
der Bund, der Kanton, die
Gemeinde, die Polizei etc. -
rufen! Hat doch Winston
Churchill gesagt: „Der Preis
der Eigenständigkeit heißt
Verantwortung.“
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14 Bestellung SVP Shop

........ Expl. Sonnenbrille rot, mit Schweizer Kreuzen und drei versch. Gläsern Fr. 129.--

........ Expl. Foulard Stilvoll und diskret für jede Gelegenheit! Fr. 79.--

........ Expl. Pin Jetzt endlich erhältlich! (ab 10 Stk./Fr. 4.--) Fr. 5.--

........ Expl. Polo-Shirt dunkelblau weiss / Grösse ........ (S, M, L, XL, XXL) Fr. 40.--

........ Expl. Post-it Block à 50 Blatt Fr. 2.--

........ Expl. Offiziersmesser Original Victorinox Fr. 20.--

........ Expl. Kleber Bogen à 35 Kleber Fr. 6.--

........ Expl. Jass französisch deutschschweiz Fr. 3.--

........ Expl. Ballone Sack à 50 Stück Fr. 40.--

........ Expl. Kugelschreiber Fr. 2.50

........ Expl. Feuerzeug nachfüllbar Fr. 5.--

Name ................................................................................................ Vorname ......................................................................

Adresse .......................................................................................... PLZ/Ort ............................................................................

Telefon ..................................................................... Mail ...................................................................................................

Ort ................................................ Datum ................................................. Unterschrift ...........................................................

Bitte Talon einsenden an: Generalsekretariat SVP, Postfach, 3000 Bern 26, per Fax an 031 300 58 59 oder Mail gs@svp.ch

Neu im SVP-Shop:

Die trendige Sonnenbrille!endige Sonnenbrille!endige Sonnenbrille!
Online-Bestellung auf www.svp.ch

Originalgrösse
14 x 12 mm

Stadler Bussnang AG
CH-9565 Bussnang

Telefon +41 (0)71 626 20 20
E-Mail stadler.bussnang@stadlerrail.ch

www.stadlerrail.com

Damit Bahnfahren Spass macht.
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Unausgegorene Reformitis
hat Hochkonjunktur
Der Grosse Rat des Kantons Bern hat Ende April, gegen den Willen
der ganzen SVP-Fraktion entschieden, die dezentrale Kantons-
verwaltung zu reformieren. Diesem Entscheid ging eine jahrelan-
ge, zum Teil kontroverse Debatte über Sinn und Zweck einer sol-
chen Reform voraus.
Unter dem Namen „pragma-
tische Optimierung“ plante
der bernische Regierungsrat
eine sanfte Refrom der bishe-
rigen 26 Bezirke. Diesen Vor-
schlag haben die anderen Par-
teien, allen voran die „neuen
Koalitionspartner“  (Vertreter-
innen und Vertreter von FDP
und SP), als zu wenig
„zukunftsgerichtet“ angese-
hen. Vielmehr sollte gemäss
deren Willen ein neues Mo-
dell „Vision“ mit fünf Ver-
waltungsbezirken geschaffen
werden.

Es war auch die SVP, die
davon gewarnt hat - über die
Köpfe der Landbevölkerung
hinweg - einschneidende Ver-
änderungen im Verwaltungs-
apparat zu planen. Leider
wurden diese Warnungen von
verschiedener Seite in den
Wind geschlagen oder schlicht
ignoriert. Eben gerade auch
die Berner SVP hat sich im
Jahre 2002 in diesem Rat
grundsätzlich für Anpas-
sungen respektive Reformen
der kantonalen Verwaltung
ausgesprochen. Diese dürfen
aber nur unter Berücksichti-
gung der Anliegen aller Be-
völkerungskreise in Angriff
genommen werden. Mit der
vom Regierungsrat vorge-
schlagenen „pragmatischen
Optimierung“ hätte das Ziel
von Reformen schonend, aber
effizient erreicht werden kön-
nen.

Der Regierungsrat hat an-
schliessend den Auftrag des
Grossen Rates aus dem Jahre
2002 umgesetzt, und einen
Bericht über die Reform der
dezentralen Verwaltung aus-
gearbeitet, indem das Modell

„Vision“ konkretisiert wird.
Der Regierungsrat schlug ein
Modell 5 und ein zweites
Modell 5+ (mit 13 Regierungs-
statthalterämtern vor) Dieser
Bericht vom 28. Januar 2004
wurde dem Grossen Rat in der
vergangenen Aprilsession zur
Beratung vorgelegt. Die vor-
beratende Kommission hat
den vom Regierungsrat vorge-
schlagenen Modellen wiede-
rum ein neues dazugetan. In
der Folge konkurrenzierten
sich Persönlichkeiten aus den
beiden „Reformlagern“ FDP
und SP fast im Tagestakt mit
immer neuen Anträgen und
Ergänzungen zu den Anträ-
gen.

Die Vielfalt an Anträgen zeigt
klar: Niemand ist mit der vor-
liegenden Vorlagen respekti-
ve mit dem Rat vorgelegten
Bericht so recht zufrieden. Im
persönlichen Gespräch mit
Mitgliedern der eben erwähn-
ten „Reformfraktionen“ zeig-
te sich ein breites Unbehagen
gegenüber den Plänen in die-
sem Bericht. Umso mehr muss
die Flut an Modellvarianten
zu mulmigen Gefühlen in der
Magengegend Anlass geben.
Mit dem Bericht über die Re-
form der dezentralen kanto-
nalen Verwaltung hat der
Bernische Grosse Rat die Leit-
linien für die strategische
Verwaltungsausrichtung der
nächsten 50 bis 80 Jahre ge-
legt. Ein solches Vorhaben
muss seriös vorbereitet wer-
den. Und diese verlangte Se-
riosität konnte mit der Flut an
Anträgen sicherlich nicht er-
reicht werden. Leider hatte
der Rat die Zeichen der Zeit
nicht erkannt und einen An-
trag auf Nichteintreten der

SVP Fraktion abgelehnt.

Ebenfalls abgelehnt wurde ein
Rückweisungsantrag des Ver-
fassers. Darin wollte ich dem
Rat die Chance geben, die ver-
schiedenen Kritikpunkte an
der Bezirksreform aufzuneh-
men und die Vorlage mit kla-
ren und sachlichen Auflagen
an den Regierungsrat zurück-
weisen. Ebenfalls bot sich mit
diesem Antrag  der SP und
FDP die Chance, den Ent-
scheid von 2002 - wonach das
Modell „Vision“ weiterzu-
verfolgen sei - zu korrigieren.
Dass dieser Entscheid zu kor-
rigieren sei, hat sich klar aus
den Gesprächen mit Mitglie-
dern dieser Fraktionen und
aus der Ratsdiskussion erge-
ben. Diese Voten der Eintre-
tensdebatte haben mich in
meiner Haltung noch be-
stärkt, dass eine sinnvolle und
auch den Anforderungen ei-
nes modernen Staates ent-
sprechende Reform nicht ge-
stützt auf den vorliegenden
Bericht durchgeführt werden
kann. Eine Korrektur im Rah-
men des Verfassungs- und
Gesetzgebungsverfahren wür-
de gänzlich verunmöglicht.
Auch dieses Angebot der SVP
wurde abgelehnt und schluss-
endlich ein Modell 5/8+ zur
Weiterbearbeitung an den Re-
gierungsrat überwiesen. Mit
der getroffenen Modellwahl
ist unklar, wie nun die Reform
für die Zukunft aussieht.
Insbesondere ist auch frag-
lich, ob mit diesem Modell
überhaupt die geforderten
Einsparungen erreicht werden
können. Sowohl die Amts-
bezirksgrenzen wie auch die
Anzahl der zukünftigen Re-
gierungsstatthalterämter müs-

sen noch diskutiert werden.
Schlussendlich kann man sa-
gen, dass nach dem Entscheid
des grossen Rates die nötige
Klarheit im Bezug auf die Re-
form der dezentralen Verwal-
tung fehlt.

Eigentlich schade, hat hier die
Berner Legislative eine Chan-
ce zu klaren Bekenntnissen
verpasst. Durch die Ableh-
nung des Rückweisungsan-
trages haben die FDP und die
SP zwar ihr Bestreben nach
Reformen gezeigt, hingegen
ohne klare Sparabsichten und
mit vielen offenen Fragen eine
Modellvariante verabschie-
det, die den Bedürfnissen ei-
ner strategischen Planung in
keiner Art und Weise entspre-
chen. Insbesondere auch die
SP hat die Verantwortung ge-
genüber ihrer Klientel in den
ländlichen Gebieten des Kan-
tons vernachlässigt. Es bleibt
dabei zu hoffen, dass sich die-
se Partei für die bevorstehen-
de Gesetzesberatung der Re-
form auf die Herkunft ihrer
ländlichen Wählerinnen- und
Wähler besinnt und doch
noch an vernünftigen Lösun-
gen mitarbeiten wird. Andern-
falls droht dem Kanton Bern,
dass der Graben zwischen
Stadt und Land weiter auf-
reisst.

Kurzportrait
Der 30-jährige Samuel
Leuenberger arbeitet als
Notar in Trubschachen
und Signau. Er hat seit
Beginn 2000 für die SVP
Kanton Bern Einsitz im
Grossen Rat.




